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Begutachtungsentwurf 

betreffend das 

Landesgesetz, mit dem die Oö. Landarbeitsordnung 1989 und das Oö. Jagdgesetz geändert 

werden 

(Oö. Landarbeitsordnungs-Novelle 2017) 

 

 

A. Allgemeiner Teil 

 

I. Anlass und Inhalt des Gesetzentwurfs 

 

Der Bund hat mit BGBl. I Nr. 35/2017 und 36/2017 ua. auch grundsatzgesetzliche Bestimmungen 

im Landarbeitsgesetz 1984 geändert. Die grundsatzgesetzlichen Vorgaben des Bundes sind nun 

im Rahmen der Oö. Landarbeitsordnung 1989 auszuführen. Weiters hat der Bund mit BGBl. I 

Nr. 120/2016 ua. im Waffengesetz 1996 eine arbeitnehmerschutzrechtliche Bestimmung eingefügt, 

die im Oö. Jagdgesetz umzusetzen ist. 

 

 

II. Kompetenzgrundlagen 

 

In der Angelegenheit "Arbeiterrecht sowie Arbeiter- und Angestelltenschutz, soweit es sich um 

land- und forstwirtschaftliche Arbeiter und Angestellte handelt" kommt dem Bund die Zuständigkeit 

der Grundsatzgesetzgebung und den Ländern die Zuständigkeit zur Ausführungsgesetzgebung 

und Vollziehung zu (Art. 12 Abs. 1 Z 6 B-VG). Im Übrigen ergibt sich die Kompetenz des 

Landesgesetzgebers aus Art. 15 Abs. 1 B-VG. 
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III. Finanzielle Auswirkungen auf die Gebietskörperschaften 

 

Durch diese Gesetzesnovelle werden grundsätzlich weder dem Land noch den Gemeinden (oder 

dem Bund) gegenüber der derzeitigen Rechtslage (nennenswerte) Mehrkosten erwachsen. 

 

 

IV. Finanzielle Auswirkungen auf Bürgerinnen und Bürger und auf Unternehmen 

 

Die in diesem Landesgesetz vorgesehenen Änderungen bringen keinerlei finanzielle Belastungen 

für die Bürgerinnen und Bürger im Allgemeinen und für Wirtschaftstreibende im Besonderen mit 

sich. 

 

 

V. Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union 

 

Diesem Landesgesetz stehen - soweit ersichtlich - keine zwingenden unionsrechtlichen 

Vorschriften entgegen. 

 

 

VI. Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf 

Frauen und Männer 

 

Die in diesem Landesgesetz enthaltenen Regelungen haben grundsätzlich - soweit ersichtlich - 

weder direkt noch indirekt unterschiedliche Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der 

Gesellschaft, insbesondere auf Frauen und Männer.  

 

Die Texte der vorliegenden Gesetzesnovelle wurden geschlechtergerecht formuliert. Eine 

Anpassung des gesamten Gesetzestextes wäre - im Vergleich mit den inhaltlichen Änderungen 

der vorliegenden Novelle - mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden und ist daher hier 

unterblieben, soll aber bei der nächsten dafür geeigneten Gelegenheit vorgenommen werden. Aus 

der nicht durchgängig geschlechtergerechten Textierung der nunmehr novellierten 

Oö. Landarbeitsordnung 1989 darf keinesfalls die Zulässigkeit tatsächlicher Differenzierungen bei 

denjenigen Bestimmungen abgeleitet werden, die noch nicht geschlechtergerecht formuliert sind. 

 

 

VII. Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimaverträglichkeit 

 

Die in diesem Landesgesetz enthaltenen Regelungen weisen keinerlei umweltpolitische Relevanz 

auf. 
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VIII. Besonderheiten des Gesetzgebungsverfahrens 

 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält keine Verfassungsbestimmungen. Eine Mitwirkung von 

Bundesorganen im Sinn des Art. 97 Abs. 2 B-VG ist nicht vorgesehen. Der Gesetzentwurf hat 

keine Landes- oder Gemeindeabgabe im Sinn des § 9 Abs. 1 F-VG 1948 zum Gegenstand. Es 

besteht auch aus sonstigen Gründen keine Verpflichtung, diesen Gesetzesbeschluss dem 

Bundeskanzleramt bekannt zu geben. 

 

 

B. Besonderer Teil 

 

Zu Art. I Z 1 bis 3: 

 

Die Bestimmungen des Landarbeitsgesetzes 1984 - die als unmittelbar anwendbares Bundesrecht 

aus Gründen der besseren Textverständlichkeit im Wesentlichen wiedergegeben werden - 

entsprechen Regelungen im Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz, zu 

denen der Bund in den parlamentarischen Materialien Folgendes ausführt: 

 

"Mit der Änderung des Kinderbetreuungsgeldgesetzes im Jahre 2016 (tritt in Kraft mit 1. März 

2017) waren die bisherigen Bezugnahmen auf die Fixbeträge nach dem KBGG im § 7 BMSVG 

obsolet und werden im vorgeschlagenen § 7 Abs. 1 erster Satz und Abs. 6 BMSVG durch statische 

Verweisungen auf den davor geltenden Gesetzestext des KBGG ersetzt. Lediglich hinsichtlich der 

Verweisungen der am Kinderbetreuungsgeldbezug direkt anknüpfenden Beitragsleistungen nach 

§ 7 Abs. 5 BMSVG wird auf die Neuregelungen des Kinderbetreuungsgeldes für Geburten nach 

dem 28. Februar 2017 abgestellt. Beitragsgrundlage nach § 7 Abs. 5 BMSVG neu ist das jeweils 

individuell bezogene KBG. Im Wesentlichen besteht hinsichtlich der Neuregelungen der 

Verweisungen Kostenneutralität in Bezug auf die bisherige Regelung des § 7 BMSVG." 

 

 

Zu Art. I Z 4: 

 

Die Tätigkeitsdauer der Personalvertretungsorgane beträgt derzeit vier Jahre. Die Bedingungen 

der Arbeitswelt und die Anforderungen an die Belegschaftsvertretung haben sich jedoch seit der 

Einführung dieser Bestimmung vor 30 Jahren grundlegend verändert. Dies erfordert eine Stärkung 

der Kontinuität der Gremien. Darüber hinaus wurde auch die Gesetzgebungsperiode des 

Nationalrats auf fünf Jahre verlängert. Aus diesem Grund soll die Tätigkeitsdauer der 

Personalvertretungsorgane sowie der Rechnungsprüfer entsprechend der grundsatzgesetzlichen 

Vorgabe im Landarbeitsgesetz 1984 auf fünf Jahre verlängert werden. 
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Zu Art. I Z 5: 

 

Derzeit hat jedes Mitglied eines Personalvertretungsorgans Anspruch auf Bildungsfreistellung im 

Ausmaß von bis zu drei Wochen. Der Bildungsbedarf hat jedoch in den letzten Jahren - nicht 

zuletzt durch den technologischen Fortschritt - stark zugenommen. Mitglieder von 

Personalvertretungsorganen müssen sich im Rahmen ihrer Vertretungsaufgaben mit zum Teil sehr 

komplexen Fragestellungen auseinandersetzen. Schließlich soll der Anspruch auf 

Bildungsfreistellung auch im Hinblick auf die Verlängerung der Tätigkeitsdauer der 

Personalvertretungsorgane auf fünf Jahre ausgedehnt werden. 

 

 

Zu Art. II 

 

Der Bund hat mit BGBl. I Nr. 120/2016 ua. im Waffengesetz 1996 eine 

arbeitnehmerschutzrechtliche Bestimmung eingefügt. Wird dem Arbeitgeber zur Gewährleistung 

des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz eine Ausnahmebewilligung vom Verbot des Erwerbs 

und Besitzes einer bestimmten Anzahl an Vorrichtungen zur Dämpfung des Schussknalls für 

Schusswaffen der Kategorie C und D nach § 17 Abs. 3a Waffengesetz 1996 erteilt, soll deren 

Verwendung auch nach dem Oö. Jagdgesetz zulässig sein. 

 

 

Zu Art. III 

 

Artikel III enthält die Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen. 
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Landesgesetz, 

mit dem die Oö. Landarbeitsordnung 1989 und das Oö. Jagdgesetz geändert werden 

(Oö. Landarbeitsordnungs-Novelle 2017) 

 

 

Der Oö. Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Die Oö. Landarbeitsordnung 1989, LGBl. Nr. 25/1989, in der Fassung des Landesgesetzes 

LGBl. Nr. 84/2016, wird wie folgt geändert: 

 

1. Im § 39k Abs. 1 erster Satz wird nach dem Kurztitel „KBGG“ das Zitat „, BGBl. I Nr. 103/2001, in 

der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 53/2016“ angefügt. 

 

 

2. § 39k Abs. 5 lautet: 

„(5) Gemäß § 39k Abs. 5 Landarbeitsgesetz 1984 hat die Dienstnehmerin oder der 

Dienstnehmer oder die ehemalige Dienstnehmerin oder der ehemalige Dienstnehmer für Zeiten 

des Kinderbetreuungsgeldbezugs Anspruch auf eine Beitragsleistung zu Lasten des FLAF in Höhe 

von 1,53 vH des jeweils nach dem KBGG bezogenen Tagesbetrags an Kinderbetreuungsgeld, 

wenn der Zeitraum zwischen dem Beginn des Kinderbetreuungsgeldbezugs und dem Ende des 

letzten diesem Landesgesetz oder gleichartigen österreichischen Rechtsvorschriften 

unterliegenden Dienstverhältnis nicht mehr als drei Jahre beträgt.“ 

 

 

3. Im § 39k Abs. 6 wird nach dem Kurztitel „KBGG“ das Zitat „, BGBl. I Nr. 103/2001, in der 

Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 53/2016“ angefügt. 

 

 

4. Im § 167 Abs. 1, § 183 Abs. 2, § 190 Abs. 1, § 196 Abs. 2, § 281 Abs. 1 und § 287 Abs. 1 Z 1 

wird jeweils die Wortfolge „vier Jahre“ durch die Wortfolge „fünf Jahre“ ersetzt. 

 

 

5. Im § 227 Abs. 1 wird nach der Wortfolge „drei Wochen“ die Wortfolge „und drei Arbeitstagen“ 

eingefügt. 

 

 

6. § 298 Abs. 1 lautet: 

„(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf die nachstehenden Bundesgesetze verwiesen und 

nicht bloß unmittelbar anwendbares Bundesrecht wiedergegeben oder anderes bestimmt wird, 

sind diese, soweit bereits in Kraft getreten, in folgenden Fassungen anzuwenden: 

 1. Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, BGBl. Nr. 235/1962, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2002; 

 2. Gewerbeordnung 1994 - GewO 1994, BGBl. Nr. 194/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 107/2017; 
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 3. Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 122/2017; 

 4. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz - ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 126/2017; 

 5. Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988, BGBl. Nr. 400/1988, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 30/2017 und der Kundmachung BGBl. I Nr. 106/2017; 

 6. Bauern-Sozialversicherungsgesetz - BSVG, BGBl. Nr. 559/1978, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 125/2017; 

 7. Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz - GSVG, BGBl. Nr. 560/1978, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 125/2017; 

 8. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch, JGS Nr. 946/1811, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 59/2017; 

 9. Zivilprozessordnung - ZPO, RGBl. Nr. 113/1895, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 59/2017; 

 10. Allgemeines Pensionsgesetz - APG, BGBl. I Nr. 142/2004, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2017; 

 11. Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz - ASGG, BGBl. Nr. 104/1985, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 44/2016; 

 12. Spaltungsgesetz - SpaltG, BGBl. Nr. 304/1996, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 107/2017; 

 13. Wehrgesetz 2001 - WG 2001, BGBl. I Nr. 146/2001, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 65/2015; 

 14. Zivildienstgesetz 1986 - ZDG, BGBl. Nr. 679/1986, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 146/2015; 

 15. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 - AlVG, BGBl. Nr. 609/1977, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2017; 

 16. Arbeitsmarktförderungsgesetz - AMFG, BGBl. Nr. 31/1969, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2013; 

 17. Kinderbetreuungsgeldgesetz - KBGG, BGBl. I Nr. 103/2001, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 53/2016; 

 18. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz - BMSVG, BGBl. I 

Nr. 100/2002, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 107/2017; 

 19. Pensionskassengesetz - PKG, BGBl. Nr. 281/1990, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 107/2017; 

 20. Feiertagsruhegesetz 1957, BGBl. Nr. 153/1957, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 113/2006; 

 21. Heimarbeitsgesetz 1960, BGBl. Nr. 105/1961, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 40/2017; 

 22. Schulunterrichtsgesetz 1986 - SchUG, BGBl. Nr. 472/1986, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 120/2016; 

 23. Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 129/2017; 

 24. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 16/2017; 
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 25. Entwicklungszusammenarbeitsgesetz - EZA-G, BGBl. I Nr. 49/2002, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2003; 

 26. Chemikaliengesetz 1996 - ChemG 1996, BGBl. I Nr. 53/1997, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2017; 

 27. Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, BGBl. I Nr. 10/2011, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 163/2015; 

 28. Abfallwirtschaftsgesetz 2002 - AWG 2002, BGBl. I Nr. 102/2002, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 129/2017; 

 29. Biozidproduktegesetz - BiozidprodukteG, BGBl. I Nr. 105/2013, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 109/2015; 

 30. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz - ASchG, BGBl. Nr. 450/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 40/2017; 

 31. Ärztegesetz 1998 - ÄrzteG 1998, BGBl. I Nr. 169/1998, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 26/2017; 

 32. Land- und Forstwirtschaftliches Berufsausbildungsgesetz - LFBAG, BGBl. Nr. 298/1990, in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 157/2013 und der Kundmachung BGBl. II 

Nr. 59/2014; 

 33. Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 152/2015; 

 34. Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 152/2015; 

 35. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 - APSG, BGBl. Nr. 683/1991, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 114/2016; 

 36. Aktiengesetz 1965, BGBl. Nr. 98/1965, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 107/2017; 

 37. GmbH-Gesetz - GmbHG, RGBl. Nr. 58/1906, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 104/2017; 

 38. Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 104/2017; 

 39. Unternehmensgesetzbuch, dRGBl. Nr. 219/1897, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 107/2017; 

 40. Nationalrats-Wahlordnung 1992, BGBl. Nr. 471/1992, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 120/2016; 

 41. SCE-Gesetz, BGBl. I Nr. 106/2006, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 43/2016; 

 42. Versicherungsaufsichtsgesetz 2016, BGBl. I Nr. 34/2015, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 107/2017; 

 43. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 40/2017; 

 44. Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz - AMPFG, BGBl. Nr. 315/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 128/2017; 

 45. Zivilrechts-Mediations-Gesetz - ZivMediatG, BGBl. I Nr. 29/2003; 

 46. Arbeitsmarktservicegesetz - AMSG, BGBl. Nr. 313/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 31/2017; 
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 47. Behinderteneinstellungsgesetz - BEinstG, BGBl. Nr. 22/1970, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 40/2017; 

 48. Bundespflegegeldgesetz - BPGG, BGBl. Nr. 110/1993, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 116/2016; 

 49. Organhaftpflichtgesetz, BGBl. Nr. 181/1967, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 33/2013; 

 50. Dienstnehmerhaftpflichtgesetz, BGBl. Nr. 80/1965, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. Nr. 169/1983; 

 51. Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. I Nr. 66/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 40/2017; 

 52. Landarbeitsgesetz 1984 - LAG, BGBl. Nr. 287/1984, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 36/2017.“ 

 

 

Artikel II 

Das Oö. Jagdgesetz, LGBl. Nr. 32/1964, in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. 

Nr. 83/2016, wird wie folgt geändert: 

 

Dem § 62 Z 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Waffen mit Schalldämpfern dürfen zur Jagdausübung verwendet werden, sofern eine 

Ausnahmebewilligung gemäß § 17 Abs. 3a Waffengesetz 1996, BGBl. I Nr. 12/1997, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 120/2016, erteilt wurde;“ 

 

 

Artikel III 

 (1) Dieses Landesgesetz tritt mit Ablauf des Tages seiner Kundmachung im 

Landesgesetzblatt für Oberösterreich in Kraft. 

 (2) Gemäß § 285 Abs. 66 Landarbeitsgesetz 1984 gilt § 39k Abs. 5 in der Fassung vor 

diesem Landesgesetz und dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 36/2017 weiter für Beiträge auf Grund 

von Kinderbetreuungsgeldbezug für Geburten vor dem 1. März 2017. § 39k Abs. 5 in der Fassung 

dieses Landesgesetzes und des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 36/2017 gilt für Beiträge auf Grund 

von Kinderbetreuungsgeldbezug für Geburten nach dem 28. Februar 2017. 

 

 


